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Heime und Spitex gewinnen gegen Gemeinden
Der Regierungsrat hebt dieHöchsttaxen an. Auf dieGemeinden kommenMehrkosten von siebenMillionen zu.

Raphael Karpf

Eswaren scharfeWorte, die die
Verbände der Solothurner Al-
tersheime und Spitex-Organi-
sationen im Vorfeld gewählt
hatten. Sie unterstellen denGe-
meinden einen «despektierli-
chen und gering schätzenden»
Umgang mit ihnen, die Ge-
meindenwürdendieAltershei-
me und die Spitex an dieWand
fahren. Und die Institutionen
drohten offenmit einer Klage.

Esgehtums liebeGeld.Kon-
kret, welche Tarife Altersheime
und Spitex-Organisationen für
ihreLeistungenverrechnendür-
fen (die sogenanntenHöchstta-
xen). Jährlich werden diese Ta-
rifeneuverhandelt undvomRe-
gierungsrat festgelegt. Als
Grundlagedienen jeweilsdie ef-
fektivenKosten, die die Institu-
tionen transparent ausweisen
müssen.BezahltwerdendieTa-
rife von den Krankenkassen,
denPatientinnenundPatienten
sowie denGemeinden.

Als Sparmassnahme setzte
sich der Gemeindeverband
heuerdafür ein, trotz ausgewie-
senemKostenwachstumdieTa-

rife nächstes Jahr nicht zu erhö-
hen. Es folgte der massive Wi-
derstand der Betroffenen. Nun
hat der Regierungsrat seinen
Entscheid gefällt.

SiebenMillionen
Mehrkosten fürGemeinden
DerWiderstand der Heime und
Spitex hat sich gelohnt. Der Re-
gierungsrat friert die Höchstta-
xennichtein, sondernerhöht sie
analog zum Kostenwachstum.
Das heisst konkret: Die Höchst-
taxen der Spitex werden um0,6
Prozent erhöht, diejenigen der
AltersheimebeiderPflegeum5,2
Prozent und bei der Hotellerie
undBetreuungum2,4Prozent.

Da die Beiträge der Kran-
kenkassen und Patientinnen
und Patienten gedeckelt sind,
gehen die Mehrkosten in der
Pflege bei der Spitex wie auch
den Heimen hauptsächlich zu-
lastenderGemeinden, rundsie-
ben Millionen Franken sind es.
Einzig die Mehrkosten bei der
HotellerieundBetreuunggehen
zulasten der Patientinnen und
Patienten respektive im Endef-
fekt häufig zulasten der Ergän-
zungsleistungen.

Zusätzliche Erhöhungen sind
abervomTisch, schreibtderRe-
gierungsrat. Konkret sind das
ein Teuerungsausgleich sowie
weitereAnpassungenzurbesse-
ren Kostendeckung, die Spitex
undAltersheime imVorfeld ge-
fordert hatten.

Regierungals
«Kostentreiber»
Es ist also gewissermassen ein
Kompromiss, für den sich der
Regierungsrat entschiedenhat.
Einer aber, der dennochMehr-
kosten von siebenMillionen für
dieGemeindenmit sich bringt.

Entsprechend fällt dieReak-
tion des Einwohnergemeinde-
verbands aus. «Es ist beschä-
mend,dassdieRegierunggegen
den Willen derjenigen, die be-
zahlen müssen, die Tarife er-
höht», sagt Thomas Blum, Ge-
schäftsführerdesVerbands. Fal-
sche Signale würden damit
ausgesendet, sagt er und spricht
den –ebenfalls diesenMittwoch
präsentierten – Massnahmen-
plan an. «Alle sollen einen Bei-
trag leisten,umzusparen.Dabei
ist die Regierung der neue Kos-
tentreiber.»

Doch auch auf der anderen Sei-
te, bei SpitexundAltersheimen,
istmannicht euphorisch. Sigrun
Kuhn-Hopp, Präsidentin des
Spitex-Verbands Kanton Solo-
thurn, betont, dass auchmitden
erhöhten Taxen die Hälfte der
Spitex-OrganisationeneinDefi-
zit schreiben wird. Auch, weil
kein Teuerungsausgleich ge-
währt wird. Dies ist aber nicht
der einzige Grund: «Spitex-Or-
ganisationen sind heute nicht
voll ausfinanziert», sagt Kuhn-
Hopp. Immerhin:MitderNicht-
einfrierung der Taxen habe der
WorstCaseabgewendetwerden
können.

Ähnlich äussert sich Marco
Petruzzi, Präsident der Ge-
meinschaft SolothurnischerAl-
ters- und Pflegeheime.Man sei
teilweise zufrieden mit dem
Entscheid. «Wir waren über-
zeugt, dassmandie Spielregeln
im laufenden Spiel nicht verän-
dern oder aussetzen kann.»
Nicht gelöst seien jedoch die
Defizite derHeime der vergan-
genen Jahre, hier gebe es nach
wie vor Handlungsbedarf. Pe-
truzzi: «Weitere Schritte wer-
den folgen.»

«Weitere
Schritte
werden
folgen.»

MarcoPetruzzi
Präsident der Solothurner
Alters- und Pflegeheime.

Weitere Berichte
zur soH
Untersuchung Die Geschäfts-
prüfungskommission des Kan-
tonsrats hat das weitere Vorge-
hen inderAngelegenheitderSo-
lothurner Spitäler AG (soH)
festgelegt. Sie gibt zwei Unter-
suchungenbei einer ausserkan-
tonalen Anwaltskanzlei in Auf-
trag. Die erste soll die Vor-
kommnisse rund um den
Abgang des ehemaligen CEO
MartinHäusermannunter dem
Aspekt der Recht- und Zweck-
mässigkeit beleuchten. Im Fo-
kus stehtdieEinhaltungderZu-
ständigkeits- und Verfahrens-
vorschriften bei personellen
Entscheiden. Untersucht wer-
den soll unter anderem,obüber
denEinzelfall hinausAnzeichen
für systematische Rechtsverlet-
zungen bestehen und die recht-
lichenVorgabengenügendsind.
Im Interesse steht weiter die
WahrnehmungderEignerinter-
essenundderAufsichtstätigkeit
durch den Regierungsrat. Die
zweite Untersuchung soll über
die Vorkommnisse bei der soH
hinaus generell die Organisa-
tion,FührungundAufsichtüber
die verselbständigten Verwal-
tungseinheiten wie Ausgleichs-
kasse und Gebäudeversiche-
rung beleuchten. (szr)

Ein zweiter Sitz soll her
Die SP nominiert diskussionslos Susanne Schaffner undMathias Stricker für die Regierungswahlen.
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«Liebe Genossinnen und Ge-
nossen: Ich bin parat.» Nicht,
dassMathiasStrickerdieSP-De-
legierten inZuchwil davonhätte
überzeugen müssen. Trotzdem
erhielt er kurzZeit, zu erzählen,
wie er überhaupt dazu kam, für
den Regierungsrat kandidieren
zu wollen. «Einsatz und Enga-
gement lohnen sich.»Daswolle
er seinen Schülerinnen und
Schülern vorleben. Es sei wich-
tig, Verantwortung für sich und
seineMitmenschenzuüberneh-
men, das habe ihn in die Politik
und zur SP gebracht. «Das Amt
ist der folgerichtige nächste
Schritt auf meinem Lebens-
weg.»

Auch Susanne Schaffner er-
hielt kurzZeit, über ihreBeweg-
gründezu sprechen. Sie sei noch
immer jedenTagmotiviert, und
auchwenn sie und ihrTeambe-
reits einiges erreichen konnten,
gebe es noch immer viel zu tun.
Als Erfolge erwähnte sie etwa
dieKorpserhöhungbeiderKan-
tonspolizei, dieBekämpfungder
häuslichenGewalt oder auch In-
tegrationsbemühungen, etwa
die Einführung der frühen
Sprachförderung. Und was es
noch zu tun gibt? Insbesondere
die Solothurner Spitäler er-
wähnteSchaffner. «DieSpitäler
sind nicht akut gefährdet, sie
müssen aber mittelfristig auf
eine gesunde finanzielle Basis
kommen.»UndauchdieGrund-
versorgung imGesundheitswe-
sen gelte es zu stärken, insbe-
sondere müsse man für genü-
gend Kinderärztinnen und
Kinderärzte sorgen.

EswarFormsache.Schaffner
undStrickerwurdengemeinsam

mit lautemApplausund stehen-
denOvationennominiert. «Zu-
sammen können wir Erfolg ha-
ben. Wir haben die besten
Chancen seit vielen Jahren,
einenzweitenRegierungssitz zu
holen», stimmte Co-Präsident
Hardy Jäggi die Anwesenden
gleich auf denWahlkampf ein.

EbensoklarwiedieNomina-
tionenwardieSachebeidreider
vierAbstimmungsvorlagen.Den
Autobahnausbau lehnte die SP
mit68zu1Stimmenab,mitdem

Tenor:Mehr Strassen führen zu
mehr Verkehr, was der Umwelt
schadet. Auch die beiden Miet-
rechtsvorlagen waren chancen-
los, die Nein-Parolen wurden
ohne Gegenstimmen beschlos-
sen. Es gebe keinenGrund, den
Kündigungsschutz aufzuwei-
chen, so dieArgumentation.

UmstritteneVorlageüber
Gesundheitskosten
Mehr zu reden gab die Vorlage
über die einheitliche Finanzie-

rung des Gesundheitswesens.
Die Geschäftsleitung empfahl
Stimmfreigabe.Mitte-Ständerat
Pirmin Bischof versuchte, die
AnwesendendochvoneinemJa
zu überzeugen. Ihm gegenüber
stand RetoWyss, Zentralsekre-
tär des Gewerkschaftsbunds,
der für einNeinwarb.

Bemerkenswert: Beide
nannten dasselbe Hauptargu-
ment. Dass sie dennoch bei
gegenteiligen Empfehlungen
landeten, lagdaran,dass sie sich

nicht einig wurden, welche Fol-
gen eine Annahme der Vorlage
denn langfristig überhaupt ha-
benwird.

Bischof ist überzeugt: Eine
einheitliche Finanzierung wird
dazu führen, dass künftig ein
grösserer Teil derGesundheits-
kosten von den Kantonen be-
zahlt werden muss. «Es ist fai-
rer, über progressive Steuern zu
bezahlen als über die Kopfprä-
miederKrankenkassen», soBi-
schof.Wyss kam zum gegentei-

ligen Schluss. Insbesondere
wegen des zunehmenden Be-
darfs nach Altersheimplätzen
würden künftig Krankenkassen
einen grösseren Anteil der Ge-
sundheitskosten übernehmen
müssen. Und das sei grund-
falsch. «Steuermittel sollten
massiv erhöht werden, um die
Folgen der unsozialen Kopfprä-
mie zumildern.»

HaarscharfeMehrheit
stimmt für Ja-Parole
AmEndewar eshaarscharf.Mit
28 zu 27 Stimmen entschieden
sich die Anwesenden für die Ja-
Parole und nicht für Stimmfrei-
gabe. Gut möglich, dass nicht
nur Pirmin Bischof den Aus-
schlag gab. Sondern mehrere
SP-Politikerinnen, die sich im
Saal äusserten. Kantonsrätin
Nadine Vögeli, Ständerätin
FranziskaRoth,Regierungsrätin
SusanneSchaffner: Siealle emp-
fahlen ein deutliches Ja zurVor-
lage.

Als sie erfuhr, dass die Ge-
werkschaften das Referendum
gegen die Vorlage ergriffen hat-
ten, sei sie sowütendgeworden,
dass sie fast ausgetreten wäre,
sagte Vögeli. «Denn so wie es
heute ist, kann es nicht weiter-
gehen.Esmuss jetzt etwasgetan
werden. Und die Vorlage ist ein
Anstoss in die richtige Rich-
tung.»

Und Gesundheitsdirektorin
Schaffner sagte: Sie sei es leid,
seit Jahren immer nur über die
Kostenverteilung zu diskutie-
ren. Mit einem Ja würden diese
Diskussionen aus der Welt ge-
schafft und man könne endlich
die echten Probleme des Ge-
sundheitswesens angehen und
Lösungen suchen.V.l. Co-Präsidentin Angela Petiti, Mathias Stricker, Susanne Schaffner und Co-Präsident Hardy Jäggi. Bild: José R. Martinez


